
Urteilsverkündung zur rechten und 
rassistischen Autoattacke von 

Henstedt-Ulzburg
Nach über  drei  Jahren  kam es  heute  zur  Urteilsverkün-
dung  im  Fall  der  rechten  und  rassistischen  Autoattacke 
von Henstedt-Ulzburg. Am 17. Oktober 2020 fuhr ein 19-
Jähriger, der zum damaligen Zeitpunkt Mitglied in der AfD 
war,  am Rande einer Kundgebung gegen eine Veranstal-
tung der AfD mit einem Pick-Up in Antifaschist*innen und 
verletzte vier von ihnen teilweise schwer. Von einer Park-
bucht aus steuerte Melvin S. das schwere Gefährt auf den 
Bürgersteig und  fuhr gezielt in die Demonstrierenden. Der 
Angriff wurde von der Polizei in einer ersten Pressemittei-
lung noch als Verkehrsunfall  verharmlost.  Nachdem sich 
Betroffene öffentlich zu Wort gemeldet hatten, wurden die 
Ermittlungen  wegen  gefährlicher  Körperverletzung  ge-
führt.  Seit  Juli  wurde der  Fall  vor  dem Landgericht  Kiel 
wegen versuchtem Totschlag verhandelt.

Heute wurde der Angeklagte Melvin S. wegen gefährlicher 
Körperverletzung in vier Fällen in Tateinheit mit gefährli-
chem  Eingriff  in  den  Straßenverkehr  zu drei  Jahren  Ju-
gendhaft  verurteilt.  Zudem  muss  er  Schmerzensgeld  an 
alle Betroffenen zahlen.

In der Urteilsbegründung erklärte das Gericht, dass die Tat 
„kein rechter Angriff aus Hass oder Wut auf den politischen  
Gegner“ gewesen sei, sondern der Tatentschluss aus einer 
Notwehrhandlung heraus entstanden sei, da ein Begleiter 
des Täters von einer unbekannten Person geschlagen wor-
den sei. 
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Die Fahrt mit dem Auto auf dem Bürgersteig sei dafür al-
lerdings  das  falsche  Mittel  gewesen.  Dabei  habe  S.  zu-
nächst zwei Betroffene mit dem Auto getroffen, sei dann 
ohne zu bremsen weitergefahren und hätte dann eine wei-
tere Betroffene getroffen. Ein vierter Betroffener habe sich 
nur durch einen Sprung retten können.
„Spätestens, als der Täter nach dem ersten Aufprall ohne zu  
bremsen weiter auf dem Bürgersteig fuhr, in Kombination  
mit den vorherigen Aussagen des Täters über seinen Hass  
auf Linke, ergibt sich ein Gesamtbild, dass die Kammer mei-
ner  Meinung  nach  unzureichend  bewertet  hat“,  erklärte 
Björn  Elberling,  Vertreter  der  Nebenklage,  in  Bezug  auf 
den Tatvorwurf und die mögliche Tatmotivation.
Dass die besondere Brutalität nicht in die Bewertung der 
Tat  als  rechter  Angriff  einfloss,  ist  aus  Sicht  von  ZEBRA 
ebenfalls zu kritisieren.

Das Gericht hat zwar u.a. anhand der AfD-Mitgliedschaft 
des Täters ein zum Tatzeitpunkt rechtes Weltbild festge-
stellt,  ein  mögliches  rechtes  Tatmotiv,  das sich strafver-
schärfend ausgewirkt hätte, sah das Gericht nicht als voll-
ends bewiesen an. Dabei hatte sich der Täter neben seiner 
Parteimitgliedschaft bereits vor der Tat in einem Chat über 
seinen Hass gegen Linke ausgelassen. 
Zudem führten Melvin S. und seine Begleiter Aufkleber mit 
rechten Inhalten und eine Flasche sogenannter  „Reichs-
brause“ mit sich, die im Onlineshop des bundesweit be-
kannten Neonazis Tommy Frenck zu erwerben ist, und lies 
sich am Rande der antifaschistischen Kundgebung damit 
fotografieren. Auf seinem Handy fanden sich rassistische, 
NS-verherrlichende und antisemitische Inhalte wie Fotos 
in Uniform oder Hakenkreuzdarstellungen.



Vor dem Hintergrund dieser eindeutigen Belege für die ex-
trem rechte Ideologie des Täters zeigen sich die Schwierig-
keiten in der Anwendung des §46 Abs. 2 des Strafgesetzbu-
ches. „Was muss noch erwiesen sein, damit sich die politi-
sche Dimension mit  §46 auch im Kontext Strafzumessung  
ausdrücken kann?“, kritisiert Felix Fischer, Berater bei ZE-
BRA.

Die vom Täter und seinen Begleitern behauptete Notwehr-
situation  sah das Gericht  als  als  erwiesen  an.  Zu dieser 
Strategie hatte Rechtsanwalt Alexander Hoffmann, der ei-
nen der Betroffenen in der Nebenklage vertrat,  schon in 
seinem Plädoyer gesagt: „Der Angeklagte und seine Beglei-
ter haben von Anfang an versucht, die bewährte Taktik des  
‚wir wurden angegriffen‘ zu spielen.“ Ein Phänomen, dass 
bei rechten Angriffen immer wieder zu beobachten ist. Un-
ter  dem  Vorwand  einer  stetigen,  vermeintlichen  Bedro-
hung  von  Antifaschist*innen  oder  einer  imaginierten 
„Überfremdung“ sind Rechte dauerhaft in einer Situation, 
in  der  sie  ihre Gewaltanwendung als  vermeintliche Not-
wehrhandlungen  begründen.  Die  „obsessive  Beschäfti-
gung“ mit der phantasierten Bedrohung durch den politi-
schen Feind sei auch ein Beleg für einen Tötungsvorsatz 
beim Angeklagten,  erklärte  auch Rechtsanwalt  Björn  El-
berling bereits in seinem Plädoyer: 
„Wer sein Volk gegen das Aussterben verteidigt, wer dabei  
gegen  Gegner  kämpft,[...]  der  schafft  es  dann  auch,  sich  
über eine Hemmschwelle hinwegzusetzen“.

Mit dem heutigen Urteil ist zwar die juristische Aufarbei-
tung der Autoattacke möglicherweise vorerst beendet, die 
physischen  und  psychischen  Folgen  für  die  Betroffenen 
wirken aber weiter. 



„Der Angriff mit dem Pick-Up kam aus dem Nichts. Er riss  
mich  hinein  in  ein  schmerzdominiertes  Leben,  von  denen  
der  Schmerz  mittlerweile  meinen  Tagesablauf  bestimmt  
und nicht  mehr das Schöne“,  erklärte einer der Betroffe-
nen. Der rechte Angriff von Henstedt-Ulzburg, der durch-
aus hätte tödlich enden können, stellte für die Betroffenen 
einen massiven Einschnitt in ihr Leben dar. Teilweise be-
stehen bis heute Einschränkungen im alltäglichen Leben 
und  noch  ist  unklar,  ob  die  vorhandenen  psychischen, 
physischen  und  materiellen  Folgen  entschädigt  werden. 
Der Kampf der Betroffenen um Gerechtigkeit und Bewälti-
gung  ist daher noch lange nicht vorbei. 
„Ich habe gekämpft und ich habe überlebt. Der Prozess en-
det heute, aber ich werde weiter mit den Konsequenzen des  
Tötungsversuchs durch Melvin S. kämpfen“ eine Betroffene 
dazu.

Der Angriff von Henstedt-Ulzburg hat gezeigt, dass die jah-
relange Hetze extrem rechter Akteur*innen (innerhalb der 
AfD) gegen Antifaschist*innen und von Rassismus betrof-
fene Personen nicht ohne Wirkung bleibt und sich potenti-
elle Täter*innen zu Angriffen berufen fühlen,  die tödlich 
enden können. Die AfD versucht ihre eigene Rolle in der 
Autoattacke bis heute kleinzureden. 

Doch nicht nur  war  der  Täter  zum Tatzeitpunkt  Mitglied 
der Partei, kurz nach der Tat traf er sich mit dem damali-
gen  Kreisparteivorsitzenden  Julian  Flak,  der  ihm  einen 
Austritt aus der AfD nahelegte, um Schaden von der Partei 
abzuwenden. 
Gleichzeitig  versuchte  Flak  sich  in  Täter-Opfer-Umkehr 
und verteilte kurz nach der Tat in Henstedt-Ulzburg Flyer, 
die ein Verbot „der Antifa“ forderten. 



Vor dem Hintergrund, dass sich die „Junge Alternative“ in 
Schleswig-Holstein  in  letzter  Zeit  damit  brüstet  Kampf-
sporttrainings mit offen faschistischen Gruppen durchzu-
führen, bleibt die Gefahr von weiteren Angriffen auf alle 
Menschen, die nicht in ein rechtes Weltbild passen, beste-
hen. 

Damit Betroffene solcher Angriffe mit den Folgen nicht al-
leine bleiben, braucht es solidarische Unterstützung, die 
sich an den Bedürfnissen der Betroffenen orientiert.  Ein 
gutes Beispiel dafür ist die Arbeit des Bündnisses „Tatort 
Henstedt-Ulzburg“, das den kompletten Prozess begleitet, 
mit unzähligen Kundgebungen auf die politische Dimensi-
on der Tat hingewiesen hat und den Betroffenen Raum bot 
ihre  Perspektive in  die  Öffentlichkeit  zu tragen.  Felix  Fi-
scher  erklärte  dazu:  „Die  solidarische  Prozessbegleitung  
und die Bemühungen, das Thema in der Öffentlichkeit  zu  
halten, sind von unschätzbarem Wert für die Betroffenen.  
Wir danken allen Unterstützer*innen und den engagierten  
Nebenklagevertreter*innen für ihren Einsatz.“

Bei Rückfragen zu dieser Presseerklärung wenden Sie sich 
bitte an Felix Fischer: 
0176/55941481 oder fischer@zebraev.de

Die  Pressemitteilung  stellt  keine Meinungsäußerung  des 
BMFSFJ bzw. des BAFzA sowie des Ministerium für Inneres, 
Kommunales, Wohnen und Sport des Landes Schleswig-
Holstein und des Landesdemokratiezentrums dar. Für in-
haltliche Aussagen trägt der oder die Autor:in bzw. tragen 
die Autor:innen die Verantwortung.


